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Aus der Begründung:
Der bestimmende Gesichtspunkt für die Entscheidung des 
Bezirksgerichts, die Klage abzuweisen, ist seine Auffassung, 
eine Ehescheidung werde für die Verklagte eine unzumut­
bare Härte darstellen (§ 24 Abs. 2 Satz 2 FGB). Die Prüfung 
dieser Voraussetzung für eine mögliche Klageabweisung ist 
nach ständiger Rechtsprechung des Obersten Gerichts stets 
in die Feststellungen einzuordnen, die das Gericht — ausge­
hend von den Grundsätzen des FGB über die eheliche Ge­
meinschaft — zum Sinngehalt dieser Ehe zu treffen hat (vgl. 
FGB-Kommentar, 5. Auflage, Berlin 1982, Anm. 2.4. zu § 24 
[S. 80] und die dort angeführte Rechtsprechung). Dabei hat das 
Gericht generell zu beachten, daß allein die Langjährigkeät 
der Ehe und der Umstand, daß die Ehegatten in der Vergan­
genheit die familiären Aufgaben gemeinsam erfüllt haben, 
für sich genommen nicht die Schlußfolgerung rechtfertigen, 
daß die Ehe noch ihren Sinn hat. Vielmehr ist in diesem Zu­
sammenhang stets auch zu prüfen, in welchem Maße die 
Bindungen der Ehegatten durch den Konflikt beeinträchtigt 
worden sind und welche Voraussetzungen für die Wiederher­
stellung der ehelichen Gemeinschaft tatsächlich vorhanden 
sind (vgl. OG, Urteil vom 22. November 1983 — 3 OFK 38/83 — 
NJ 1984, Heft 3, S. 113, und die dort angeführte weitere Recht­
sprechung des Obersten Gerichts).

Das hat das Bezirksgericht nicht beachtet. Anderenfalls 
hätte es erkennen müssen, daß es zwischen den Ehegatten in 
der Zeit der Trennung keine Gemeinsamkeiten mehr gab, die 
als Grundlage der ehelichen Gemeinschaft (§§ 2, 3, 5, 9 und 
10 FGB) zu werten sind. Nach den im Verfahren getroffenen 
Feststellungen äst es seit November 1980 wegen der ableh­
nenden Haltung des Klägers zu keinen Kontakten zwischen 
den Ehegatten gekommen. Die Erwartung, daß der Kläger 
zur Familie zurückkehren werde, hat sich nicht erfüllt. Die 
allein auf die lange Ehedauer und die Bereitschaft der Ver­
klagten zur Fortsetzung der Ehe gestützte Forderung an den 
Kläger, zur Familie zurückzufinden, hatte bereits damals in 
der tatsächlichen Lebenssituation und den persönlichen Be­
ziehungen beider iProzeßparteien keine ausreichende Grund­
lage.

Ausgehend von den Ergebnissen des Vorprozesses und 
der folgenden negativen Entwicklung der Ehe war zu prü­
fen, ob eine Ehescheidung für die Verklagte zu einer unzu­
mutbaren Härte führen würde. Das Bezirksgericht hat in sei­
nem Urteil vom 6. Oktober 1983 zwar zutreffend festgestellt, 
daß eine unzumutbare Härte für einen Ehegatten dann ge­
geben ist, wenn die Auswirkungen der Ehescheidung 'das 
Maß der Schwierigkeiten übersteigen, die jede Ehescheidung 
mit rich bringt. Eis hat jedoch davon abgesehen, die derzei­
tige Lage der Verklagten mit der zu vergleichen, die dm Fall 
einer etwaigen Ehescheidung eintreten könnte. Wäre das ge­
schehen, hätte es feststellen müssen, daß ihre jetzige Situa­
tion, in der rie^sich seit 1980 befindet, dadurch gekennzeich­
net äst, daß sie ihr persönliches Leben allein gestaltet, mit 
dem Kläger, der fest mit der Zeugin E. verbunden äst, keine 
Kontakte unterhält und lediglich über die Unterhaltsver- 
pflichtung des Klägers noch eine finanzielle Beziehung be­
steht. Im Falle einer etwaigen Ehescheidung ergäbe sich 
— sofern eine materielle Sicherstellung der Verklagten er­
folgt — in ihrem tatsächlichen Leben keine Veränderung.

Soweit das Bezirksgericht eine unzumutbare Härte für 
die Verklagte aus dem bisherigen Eheverlauf begründete, 
ist festzustellen, daß 'die Ehe der Prozeßparteien ohne beson­
dere, außergewöhnliche Belastungen verlaufen ist. Die Erzie­
hung der Kinder und die gemeinsame Arbeit mit zunächst 
geringeren Einkünften sowie die gegenseitige Unterstützung 
bei Erkrankung eines Ehegatten gehören zu den Umständen, 
die für die Ehegemeinschaft nicht außergewöhnlich sind. Aus 
der gemeinsamen Erfüllung der mit einer Ehe verbundenen 
Aufgaben in einer langjährigen Gemeinschaft können, sofern 
damit nicht ein besonderes hohes Maß an Belastungen und 
Schwierigkeiten allein für einen Ehegatten verbunden war, 
keine Schlußfolgerungen auf eine unzumutbare Härte für den 
Fall der Ehescheidung gezogen werden. Feststellungen die­
ser Art wurden dm Verfahren nicht getroffen.

Auch die Belange der Verklagten, die sich aus ihrer ge­
sundheitlichen Situation ergeben, werden durch eine Ehe­

scheidung nicht beeinflußt. Nach den Ergebnissen der Sach­
aufklärung hat sie in der Vergangenheit weder unentbehrli­
che Hilfeleistungen seitens des Klägers erhalten, noch war sie 
darauf angewiesen.

Soweit das Bezirksgericht die Auffassung vertreten hat, 
daß die Ehe auch zu erhalten sei, weil der Verklagten zuge­
standen werden müsse, an der jetzigen besseren wirtschaft­
lichen Situation des Klägers teilzuhaben, kann dem nicht ge­
folgt werden. Unter materiellen Gesichtspunkten ist eine un­
zumutbare Härte durch die Ehescheidung dann nicht gege­
ben, wenn die angemessenen materiellen Interessen eines 
unterhaltshedürftdgen Ehegatten durch die Regelung des Un­
terhaltsanspruchs gewahrt werden können.

Der weiteren Aussage im Urteil des Bezirksgerichts, daß 
die Ehe der Prozeßparteien aus moralisch-erzieherischen 
Aspekten ihren Sinn noch nicht verloren hat, liegt eine Auf­
fassung zum Charakter der Ehe zugrunde, die dem 'Familien­
recht der DDR nicht entspricht. Die Aufrechterhaltung einer 
Ehe äst die Konsequenz aus der Feststellung, daß die Ehe 
noch tragfähige Grundlagen hat. Sie äst hingegen keine Sank­
tion für ein moralisch zu mißbilligendes Verhalten eines Ehe­
gatten.

Die im gerichtlichen Verfahren getroffenen Feststellun­
gen ergeben aus den dargelegten Gründen eindeutig, daß 
die Ehe der Prozeßparteien ihren Sinn verloren hat und daß 
eine Ehescheidung für die Verklagte keine unzumutbare 
Härte bedeutet. Das Bezirksgericht wird deshalb im Ergeb­
nis des Berufiungsverfahrens die Entscheidung des Kreis­
gerichts, die Ehe aufzulösen, durch eine Abweisung der Be­
rufung hinsichtlich der Ehescheidung zu bestätigen haben.

Da das Bezirksgericht sich nicht damit auseinandergesetzt 
hat, wie die angemessenen materiellen Interessen der Ver­
klagten durch Unterhaltsleistungen des Klägers gesichert wer­
den könnten, wird das im weiteren Verfahren nachzuholen 
sein. Dabei werden die jetzige wirtschaftliche Lage der Ver­
klagten, einschließlich etwaiger finanzieller Belastungen, die 
sich aus ihrem Gesundheitszustand ergeben könnten, und die 
lange Dauer der Ehe zu berücksichtigen sein.

§ 16 ZPO.
Im Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft für ein außer­
halb der Ehe geborenes Kind liegen keine Voraussetzungen 
für den Erlaß einer einstweiligen Anordnung zur Unterhalts­
zahlung vor, wenn die Vaterschaft des Verklagten nach den 
bisherigen Ergebnissen beigezogener naturwissenschaftlich­
medizinischer Gutachten sehr unwahrscheinlich ist.
OG, Urteil vom 8. Mai 1984 - 3 OFK 12/84.

Die Klägerin ist die Mutter des am 15. Oktober 1982 außerhalb 
der Ehe geborenen Kindes. Mit der Klage hat sie beantragt, 
den Verklagten als Vater des Kindes festzustellen und ihn zur 
Unterhaltszahlung zu verurteilen, weil sie innerhalb der ge­
setzlichen Empfängniszeit (17. Dezember 1981 bis 17. April 
1982) nur mit dem Verklagten geschlechtliche Beziehungen 
unterhalten habe.

Der Verklagte hat Klageabwedsung beantragt und darge­
legt, daß er nach Oktober bzw. November 1981 keine ge­
schlechtlichen Beziehungen mehr zur Klägerin unterhalten 
habe.

Ein durch das Kreisgericht beigezogenes Blutgruppengut- 
achten hat die Vaterschaft des Verklagten für das Kind der 
Klägerin als „sehr unwahrscheinlich“ ausgewiesen. Entspre­
chend einer im Gutachten enthaltenen Empfehlung hat das 
Kreisgericht ein Zweitgutachten beigeeogen, das die Befunde 
des Erstgutachtens bestätigt hat. Zugleich wurde die Beizie­
hung eines weiteren Gutachtens empfohlen, wenn das Kind 
das 2. Lebensjahr vollendet hat.

In der mündlichen Verhandlung hat die Klägerin bean­
tragt, den Verklagten durch eine einstweilige Anordnung zu 
verpflichten, für die Dauer des Verfahrens monatlich 50 M 
Unterhalt für das Kind zu zahlen. Diesem Antrag hat das 
Kreisgericht entsprochen.

Die Beschwerde des Verklagten gegen diese^Entscheidung 
hat das Bezirksgericht als unbegründet abgewiesen und aus­
geführt; Das bisherige Verfahrensergebnis biete ausreichende 
Anhaltspunkte dafür, daß der Verklagte der Vater des Kin­
des sein könne. Der erreichte Stand der Sachaufklärung bilde 
die Grundlage der Glaubhaftmachung seiner Vaterschaft. Die


